
Neben den Regulierungsaufgaben übe das Wirtschafts- und 
Kommunikationsministerium der Republik Estland auch Tätig­
keiten aus, die mit dem Eigentum oder der Kontrolle von Un­
ternehmen, die elektronische Kommunikationsnetze und/oder 
-dienste bereitstellten, im Zusammenhang stünden. Dabei sei 
die wirksame strukturelle Trennung der beiden Funktionen nicht 
gewährleistet, was gegen Art. 3 Abs. 2 der Rahmenrichtlinie 
verstoße. 

( 1 ) ABl. L 108, S. 33. 

Vorabentscheidungsersuchen des Symvoulio tis Epikrateias 
vom 16. September 2013 — Agrooikosystimata EPE/ 
Ypourgos Oikonomias kai Oikonomikon, Ypourgos 

Agrotikis Anaptyxis kai Trofimon, Perifereia Thessalia 

(Rechtssache C-498/13) 

(2013/C 344/85) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Vorlegendes Gericht 

Symvoulio tis Epikrateias 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Agrooikosystimata EPE 

Beklagte: Ypourgos Oikonomias kai Oikonomikon, Ypourgos 
Agrotikis Anaptyxis kai Trofimon, Perifereia Thessalia 

Vorlagefrage 

Müssen diejenigen, die Anspruch auf Aufnahme in das lang­
fristige Stilllegungsprogramm für landwirtschaftliche Flächen ge­
mäß der Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 ( 1 ) und der Verord­
nung (EG) Nr. 746/96 ( 2 ) haben, Landwirt sein oder genügt es, 
dass sie das wirtschaftliche Risiko für den in das Programm 
aufgenommenen Betrieb tragen, für dessen Bewirtschaftung sie 
verantwortlich sind? 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates vom 30. Juni 1992 für 
umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum schützende land­
wirtschaftliche Produktionsverfahren (ABl. L 215, S. 85). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 746/96 der Kommission vom 24. April 1996 
zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates für 
umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum schützende land­
wirtschaftliche Produktionsverfahren (ABl. L 102, S. 19). 

Klage, eingereicht am 18. September 2013 — Europäische 
Kommission/Großherzogtum Luxemburg 

(Rechtssache C-502/13) 

(2013/C 344/86) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: F. 
Dintilhac und C. Soulay) 

Beklagter: Großherzogtum Luxemburg 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass das Großherzogtum Luxemburg dadurch 
gegen seine Verpflichtungen aus den Art. 96 bis 99, 110 
und 114 der MwSt.-Richtlinie ( 1 ) in Verbindung mit den 
Anhängen II und III dieser Richtlinie und ihrer Durchfüh­
rungsverordnung ( 2 ) verstoßen hat, dass es einen Mehrwert­
steuersatz von 3 % auf digitale Bücher (oder elektronische 
Bücher) angewandt hat; 

— dem Großherzogtum Luxemburg die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Kommission macht einen einzigen Klagegrund zur Stützung 
ihrer Klage wegen Nichtbeachtung der MwSt.-Richtlinie durch 
die nationale Gesetzgebung geltend, die die Lieferung von elek­
tronischen Büchern ab dem ersten Januar 2012 einem beson­
ders ermäßigten Steuersatz von 3 % unterwirft. 

Ihrer Ansicht nach ist die Anwendung eines ermäßigten Mehr­
wertsteuersatzes mit dem Wortlaut der Art. 96 und 98 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie unvereinbar, da ein solcher Steuersatz 
nur auf die Lieferungen von Gegenständen und die Dienstleis­
tungen der in Anhang III dieser Richtlinie genannten Kategorien 
anwendbar sei. Mangels ausdrücklicher Nennung der Lieferung 
von elektronischen Büchern in diesem Anhang könnten diese 
nicht dem ermäßigten Mehrwertsteuersatz unterzogen werden. 
Dies werde außerdem durch den Wortlaut von Art. 98 Abs. 2 
Unterabs. 2, wonach elektronisch erbrachte Dienstleistungen 
ausdrücklich vom ermäßigten Mehrwertsteuersatz ausgeschlos­
sen seien, und durch den Erlass der Leitlinien durch den Mehr­
wertsteuerausschuss bestätigt, wonach die ermäßigten Mehrwert­
steuersätze auf die Lieferung von elektronischen Büchern nicht 
anwendbar seien. 

Weiter sei der ermäßigte Steuersatz von 3 %, also ein Steuersatz, 
der unter dem in Art. 99 der MwSt.-Richtlinie festgelegten Min­
destsatz von 5 % liege, für die Lieferung von elektronischen 
Büchern nicht von der in Art. 110 der MwSt.-Richtlinie vor­
gesehenen Ausnahme erfasst, und sei auch mit Art. 114 dieser 
Richtlinie nicht vereinbar. 

( 1 ) Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347, S. 1). 

( 2 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 282/2011 des Rates vom 15. 
März 2011 zur Festlegung von Durchführungsvorschriften zur 
Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
(ABl. L 77, S. 1).
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